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Verwaltungsvorschrift über Wasserschutzgebiete
(VV WSG)

Bekanntmachung des Ministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Raumordnung

Vom 19. Mai 1998

Wasser in ausreichender Menge und Qualität ist Lebensgrund-
lage. Daraus leitet sich die Forderung für den Staat ab, insbe-
sondere das für die Trinkwasserversorgung der Bevölkerung
genutzte Wasserdargebot vor Beeinträchtigungen besonders zu
schützen. Dieser Forderung hat der Gesetzgeber mit § 19 des
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) Rechnung getragen. Danach
können Gewässer im Interesse der derzeit bestehenden oder
künftigen öffentlichen Wasserversorgung vor nachteiligen Ein-
wirkungen durch die Festsetzung von Wasserschutzgebieten
geschützt werden, soweit es das Wohl der Allgemeinheit erfor-
dert. Im Brandenburgischen Wassergesetz hat diese Regelung
mit den §§ 15 und 16 eine landesrechtliche Ausfüllung erhal-
ten. 

In Brandenburg sind über 90 % der Bevölkerung an öffentliche
Trinkwasserversorgungsanlagen angeschlossen. Zur Trinkwas-
serversorgung wird, bis auf wenige Ausnahmen, das Grund-
wasserdargebot genutzt. 

Nach dem Wasserrecht der ehemaligen DDR wurden auf dem
Gebiet des heutigen Landes Brandenburg 996 Wasserschutzge-
biete mit einer Gesamtfläche von 1.790 km2 festgesetzt. Durch
die Errichtung neuer Wasserfassungsanlagen der öffentlichen
Wasserversorgung wird auch künftig die Festsetzung von
neuen Wasserschutzgebieten notwendig werden. Vorhandene
Schutzgebiete sind gegebenenfalls den heutigen Erfordernissen
anzupassen und durch Rechtsverordnung der Landesregierung
festzusetzen.

Ziel dieser Verwaltungsvorschrift ist es deshalb, den Trägern
der öffentlichen Wasserversorgung und den mit der Festsetzung
von und mit dem Vollzug in Wasserschutzgebieten befaßten
Behörden u. a. aufzuzeigen,

- welche Voraussetzungen für die Festsetzung, Änderung
bzw. Aufhebung eines Wasserschutzgebietes grundsätzlich
erfüllt sein müssen,

- wie das Verfahren der Verordnungsgebung vorbereitet und
durchgeführt wird,

- welche technischen Regeln bei der Bemessung der Wasser-
schutzgebiete zu beachten sind,

- welche Zuständigkeiten bestehen,
- wie die kreisliche Schutzgebietskommission arbeitet und

welche Aufgaben ihr zugewiesen sind,
- ob und mit welchem Inhalt bestehende Wasserschutzgebie-

te fortgelten und
- wie die Verbote und Nutzungsbeschränkungen im Vollzug

zu berücksichtigen sind. 

Diese Verwaltungsvorschrift enthält als Anlage 3 eine Muster-
verordnung für Wasserschutzgebiete (Muster-WSGV), deren
Anwendung bei der Vorbereitung des Verfahrens der Verord-
nungsgebung ausführlich erläutert wird.
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1. Geltungsbereich

Diese Verwaltungsvorschrift gilt 

- für die Festsetzung, Änderung und Aufhebung von
Wasserschutzgebieten im Sinne von § 19 Abs. 1 Nr. 1
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 12. November 1996 
(BGBl. I S. 1695)

- für die Änderung und Aufhebung von vor dem In-
krafttreten des Brandenburgischen Wassergesetzes
(BbgWG) vom 13. Juli 1994 (GVBl. I S. 302), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 22. Dezember 1997 
(GVBl. I S. 168), festgesetzten Trinkwasserschutzge-
bieten einschließlich der Trinkwasservorbehaltsgebiete

- und für den wasserrechtlichen Vollzug in den vorge-
nannten Wasserschutzgebieten. 

Diese Verwaltungsvorschrift gilt nicht für vorläufige Anord-
nungen im Sinne des § 17 BbgWG, Heilquellenschutzgebiete
im Sinne des § 18 Abs. 3 BbgWG und Hochwassergebiete und
Deichschutzstreifen im Sinne des § 36 des Wassergesetzes vom
2. Juli 1982.

2. Rechts- und Bearbeitungsgrundlagen

Rechtsgrundlagen für die Festsetzung eines Wasserschutzge-
bietes sind

- § 19 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG)
- § 15 des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG).

Weitere Rechtsvorschriften im Zusammenhang mit Wasser-
schutzgebieten sind u. a. in der Brandenburgischen Verordnung
über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
(VAwS) vom 19. Oktober 1995 (GVBl. II S. 634) enthalten.

Wichtigste Bearbeitungsgrundlage für die Festsetzung eines
Wasserschutzgebietes ist das Regelwerk des deutschen Vereins
des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) - „Richtlinien für
Trinkwasserschutzgebiete“ in der jeweils geltenden Fassung.
Zu diesem Regelwerk gehören folgende Arbeitsblätter:

W 101   - Schutzgebiete für Grundwasser (1995),
W 102   - Schutzgebiete für Trinkwassertalsperren (1975),
W 103   - Schutzgebiete für Seen (1975),
W 105   - Behandlung des Waldes in Schutzgebieten für

Trinkwassertalsperren (1981),
W 106   - Militärische Übungen und Liegenschaften der

Streitkräfte in Wasserschutzgebieten (1991).

Diese Arbeitsblätter enthalten allgemein anerkannte Regeln
über die Bemessung von Wasserschutzgebieten bzw. Schutzzo-
nen und Auflistungen der in den Schutzzonen in Frage kom-
menden Einschränkungen und Verbote.

Weiterhin sind Anforderungen an Anlagen in Wasserschutzge-
bieten in folgenden Richtlinien und Regelwerken enthalten:

- Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an Straßen

in Wassergewinnungsgebieten (RiStWaG), Ausgabe
vom März 1982 (FGSV 514, Forschungsgesellschaft
für Straßen- und Verkehrswesen, A.-Schütte-Allee 10,
50679 Köln),

- Brandenburgischer Katalog wasserwirtschaftlicher An-
forderungen an Anlagen zum Lagern und Abfüllen von
Jauche, Gülle, Festmist und Silagesickersäften (Anfor-
derungskatalog JGS-Anlagen - Amtsblatt für Branden-
burg 1994 S. 1206),

- ATV-Regelwerk, Arbeitsblatt A 142, Abwasserkanäle
und -leitungen in Wassergewinnungsgebieten (Oktober
1992),

- Richtlinie über die Einsatzmöglichkeiten von Klein-
kläranlagen zur Abwasserreinigung (Amtsblatt für
Brandenburg 1994 S. 1304).

Richtlinien und Regelwerke dienen der fachlich fundierten Er-
arbeitung der wasserwirtschaftlichen Grundlagen eines Was-
serschutzgebietes. Der Inhalt der Schutzgebietsverordnung hat
immer die konkreten Bedingungen des jeweiligen Gebietes zu
berücksichtigen; eine pauschale Übernahme der in Richtlinien
und Regelwerken vorgeschlagenen Verbote, Bemessungen etc.
ist unzulässig.

3. Voraussetzungen für die Festsetzung, Änderung und
Aufhebung von Wasserschutzgebieten

Für die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes müssen folgen-
de grundlegende Voraussetzungen erfüllt sein:

- Das Wohl der Allgemeinheit muß die Festsetzung er-
fordern. Dies ist immer dann der Fall, wenn ohne die
Festsetzung von Nutzungsbeschränkungen und Verbo-
ten eine Beeinträchtigung der Wasserversorgung zu er-
warten wäre.

- Es muß eine derzeit bestehende oder künftige öffentli-
che Wasserversorgung geschützt werden (wobei sich bei
künftigen Vorhaben die Ausübung der Nutzung inner-
halb der nächsten drei, maximal vier Jahre schon mit
ausreichender Sicherheit abzeichnen sollte). Dies be-
deutet, daß z. B. für die Wasserversorgung von Betrie-
ben (auch Lebensmittelbetriebe!) oder einzelnen Bür-
gern kein Wasserschutzgebiet festgesetzt werden kann,
es sei denn, daß Wasser in nennenswertem Umfang an
das öffentliche Trinkwassernetz abgegeben wird.

- Das Wasservorkommen muß schutzwürdig sein. Es
darf nicht nur kurzfristig in die Wasserversorgung der
Region eingebunden sein. Das Rohwasser muß in aus-
reichender Menge und Qualität zur Verfügung stehen. 

- Das Wasservorkommen muß schutzfähig sein. Dazu
gehört, daß durch die in Schutzgebieten erforderlichen
und durchsetzbaren Nutzungsbeschränkungen und Ver-
bote ein Schutz überhaupt erreicht werden kann. Vor-
handene Boden- bzw. Grundwasserkontaminationen
müssen erforderlichenfalls sanierbar sein.

Für eine Neufestsetzung eines vor dem Inkrafttreten des
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BbgWG festgesetzten Wasserschutzgebietes ist es neben den 
oben genannten Voraussetzungen erforderlich, daß 

- die bereits geltenden Nutzungsbeschränkungen und
Verbote den Schutz des Rohwassers nicht in ausrei-
chendem Maße gewährleisten können oder 

- die Schutzzonen nach heutigen Anforderungen wesent-
lich anders zu bemessen wären oder

- Gründe der Rechtssicherheit eine Neufestsetzung als
Rechtsverordnung gebieten.

4. Verfahren der Vorbereitung der Verordnungsgebung

4.1 Beginn des Verfahrens

Wasserschutzgebiete werden gemäß § 15 Abs. 1 des Branden-
burgischen Wassergesetzes durch Rechtsverordnung der Lan-
desregierung festgesetzt bzw. aufgehoben. Die Einleitung des
Verfahrens zur Festsetzung bzw. Aufhebung erfolgt im Regel-
fall entweder auf Initiative der Wasserbehörden oder aufgrund
eines entsprechenden Vorschlages des Trägers der öffentlichen
Wasserversorgung. Bei Vorliegen der Voraussetzungen können
jedoch auch Vorschläge von Bürgern, Verbänden oder Behör-
den die Einleitung des Verfahrens bewirken. Entsprechende
Vorschläge sind an die örtlich zuständige untere Wasserbehör-
de zu richten. Die untere Wasserbehörde prüft, ob die grundle-
genden Voraussetzungen für die Festsetzung, Änderung oder
Aufhebung des Wasserschutzgebietes vorliegen und übergibt
den Vorschlag mit einem entsprechenden Votum der obersten
Wasserbehörde (MUNR). Die oberste Wasserbehörde teilt
demjenigen, der den Vorschlag eingebracht hat sowie der unte-

ren Wasserbehörde mit, ob sie die Einleitung der für die Vorbe-
reitung der Verordnungsgebung notwendigen Verfahrensschrit-
te befürwortet.

Da die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes mit hohem Ver-
waltungsaufwand verbunden ist, wird auch bei Vorliegen der
Voraussetzungen nicht in jedem Fall ein entsprechendes Ver-
fahren eingeleitet werden können, sondern es wird nach Prio-
ritäten vorgegangen. Die Träger der öffentlichen Wasserversor-
gung, Bürger, Verbände oder Behörden haben auf den Erlaß
einer Rechtsverordnung zur Festsetzung eines Wasserschutzge-
bietes keinen Rechtsanspruch. Ein Rechtsbehelf gegen ein ab-
lehnendes Votum der Wasserbehörde ist nicht möglich, da es
sich hierbei um eine Vorentscheidung über die Notwendigkeit
eines materiellen Gesetzgebungsverfahrens handelt.

Wenn die oberste Wasserbehörde die Einleitung des Verfahrens
befürwortet, führt die untere Wasserbehörde im Regelfall eine
Anlaufberatung unter Beteiligung des Wasserwirtschaftsamtes,
der Schutzgebietskommission (vgl. Nummer 4.5) und des Trä-
gers der öffentlichen Wasserversorgung durch. Die obere Was-
serbehörde ist ebenfalls zu beteiligen, wenn sie im Sinne des 
§ 126 Abs. 2 BbgWG für die wasserrechtliche Erlaubnis zu-
ständig ist. Ziel der Anlaufberatung ist es, zu klären, welche der
unter Nummer 4.2 genannten Unterlagen bereits vorliegen bzw.
in welchen Zeiträumen und mit welchem Aufwand sie erstellt
werden können. Gegebenenfalls muß das Verfahren unterbro-
chen oder ganz eingestellt werden, wenn erkennbar ist, daß
noch sehr aufwendige oder zeitraubende Untersuchungen
durchgeführt werden müssen oder die wasserrechtliche Erlaub-
nis einer grundlegenden Überarbeitung bedarf.
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4.2 Zuständigkeiten/Verantwortlichkeiten, Erforderliche
Unterlagen

4.2.1 Untere Wasserbehörde

Die untere Wasserbehörde hat die Federführung bei der Erstel-
lung des Entwurfes der Wasserschutzgebiets-Verordnung
(WSGV). Sie erstellt unter Anwendung der Muster-WSGV den
Katalog der Schutzbestimmungen und prüft den Vorschlag des
Wasserwirtschaftsamtes hinsichtlich der Schutzzonengrenzen
und überarbeitet diese bei Bedarf (beachte Nummer 6). Sie ver-
schafft sich hierzu Angaben und Unterlagen insbesondere über

- die Flächennutzung, zur Bauleitplanung und zu den
Grundsätzen und Zielen der Raumordnung und Lan-
desplanung sowie über andere Schutzgebiete

- mögliche oder vorhandene Kontaminationsquellen für
das Grundwasser (Deponien, sonstige Altlasten) 

- vorhandene und geplante Anlagen mit hohem Konflikt-
potential für das künftige Wasserschutzgebiet (Indu-
strieanlagen, Massentierhaltungen etc.).

(Bei kreisübergreifenden Wasserschutzgebieten kann gemäß 
§ 127 Abs. 1 BbgWG die oberste Wasserbehörde die zuständi-
ge Behörde bestimmen.)

4.2.2 Wasserwirtschaftsamt

Durch das Wasserwirtschaftsamt sind folgende Unterlagen zu
erstellen und der unteren Wasserbehörde vorzulegen:

- Fachgutachten mit Vorschlag für die Schutzzonengren-
zen (unter Mitwirkung des Landesamtes für Geowis-
senschaften und Rohstoffe hinsichtlich der hydrogeolo-
gischen Grundlagen)

- Karte(n) auf der Grundlage von Auszügen aus dem Lie-
genschaftskataster mit der Eintragung der Brunnen-
standorte und Vorschlag für die Schutzzonengrenzen
der Schutzzonen I und II

- Karte(n) auf der Grundlage von Daten des Landesver-
messungsamtes im Maßstab 1 : 10.000 bzw. 1 : 25.000 
(je nach Größe des Schutzgebietes) mit Vorschlag für
die Schutzzonengrenzen der Schutzzonen I, II, III A
und III B

- Übersichtskarte mit den eingetragenen Grenzen der
Schutzzonen als Anlage zur Verordnung und zur Veröf-
fentlichung

(bzgl. der Karten siehe auch Nummer 6.1.2).

Anmerkung: Aus den einschlägigen Rechtsvorschriften kann
nicht abgeleitet werden, daß der Träger der öffentlichen Was-
serversorgung zur Erstellung des Gutachtens und der Karten
auf eigene Kosten verpflichtet ist. Eine diesbezügliche Selbst-
verpflichtung ist aber durchaus erwünscht und kann dazu bei-
tragen, daß das Wasserschutzgebiet früher als vorgesehen bear-
beitet wird. Die Verfahrensschritte gemäß Nummer 4.1 sind je-
doch auch in diesem Fall unbedingt einzuhalten.

Soweit das Fachgutachten und die Karten durch den Träger der
öffentlichen Wasserversorgung oder durch Dritte erstellt wer-

den sollen, ist die methodische Herangehensweise bei der Er-
stellung des Gutachtens mit dem Wasserwirtschaftsamt abzu-
stimmen. Nach Abschluß der Arbeiten sind die Unterlagen dem
Wasserwirtschaftsamt zur Prüfung vorzulegen. Die Prüfung er-
folgt hinsichtlich der hydrogeologischen Grundlagen unter
Mitwirkung des Landesamtes für Geowissenschaften und Roh-
stoffe. Als Grundlage für die Festsetzung des Wasserschutzge-
bietes sind grundsätzlich nur die im vorgenannten Sinne ge-
prüften Unterlagen zu verwenden. 

4.2.3 Träger der öffentlichen Wasserversorgung

Durch den Träger der öffentlichen Wasserversorgung sind fol-
gende Unterlagen vorzulegen bzw. zu erstellen:

- wasserrechtliche Erlaubnis bzw. Bewilligung, Förder-
statistik der letzten drei Jahre sowie Angaben zur aktuel-
len Situation und zur voraussichtlichen Entwicklung der
durchschnittlichen und maximalen Wasserentnahme

- Lageplan auf der Grundlage von Auszügen aus dem
Liegenschaftskataster mit der Eintragung der Brunnen-
standorte (mit Koordinaten und HN-Höhen) sowie zu-
gehörigen wasserwirtschaftlichen Anlagen, Bestands-
unterlagen von Brunnen (technischer Ausbau und In-
stallation), Schichtenverzeichnisse, Unterlagen über
Pumpversuche

- Übersicht über chemische, physikalische und bakterio-
logische Untersuchungsergebnisse des Rohwassers und
von Vorfeldmeßstellen der letzten drei Jahre

4.2.4 Schutzgebietskommission

Bei der Erarbeitung der Grundlagen einschließlich der Grenz-
ziehung des Schutzgebietes sowie bei der Prüfung der Zuläs-
sigkeit von Nutzungen im Schutzgebiet werden gemäß § 15
Abs. 3 BbgWG die Wasserbehörden von der Schutzgebiets-
kommission beraten (vgl. Nummer 4.5). Die Schutzgebiets-
kommission ist dazu von der unteren Wasserbehörde frühzeitig
über das Vorhaben der Schutzgebietsfestsetzung zu informieren
und im Verlauf des Verfahrens im erforderlichen Umfang zu
beteiligen.

(Der Ablauf des Verfahrens gemäß den Nummern 4.1 und 4.2
ist im Verfahrensschema A dargestellt.)

4.3 Anhörungsverfahren gemäß § 15 Abs. 1 BbgWG

Gemäß § 15 Abs. 1 BbgWG ist von der unteren Wasserbehörde,
in deren Zuständigkeitsbereich das Wasserschutzgebiet oder
der größte Teil des Wasserschutzgebietes liegt, vor der Festset-
zung ein Anhörungsverfahren durchzuführen. Dies bedeutet
insbesondere, daß eine mündliche Verhandlung durchzuführen
ist. Dazu ist es erforderlich, den Beteiligten Gelegenheit zu
geben, den Entwurf der Verordnung vor der Durchführung der
mündlichen Verhandlung einzusehen. Zum wesentlichen Inhalt
gehören insbesondere die klare Abgrenzung der Schutzzonen
(s. Nummer 6.1.2), die verbotenen und nur beschränkt zulässi-
gen Handlungen, die Ausnahmeregelungen, die Duldungs-
pflichten und die Entschädigungsregelungen. 

Der Entwurf der Verordnung und die dazu gehörenden Karten
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sind deshalb von der unteren Wasserbehörde in den Umweltäm-
tern der betroffenen Landkreise und kreisfreien Städte sowie in
den betroffenen Ämtern und amtsfreien Gemeinden für einen
Monat öffentlich auszulegen. Die ordnungsgemäße Durch-
führung der Auslegung ist von der unteren Wasserbehörde im
erforderlichen Umfang zu überwachen. Die untere Wasser-
behörde läßt durch die Landkreise, Ämter und amtsfreien Ge-
meinden die Durchführung der Auslegung schriftlich bestäti-
gen. 

Die Auslegung und der Termin der Anhörung sind durch die
untere Wasserbehörde öffentlich bekannt zu machen. Die öf-
fentliche Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, daß Zeit und
Ort der Auslegung und der Anhörung mindestens zwei Wochen
vorher im amtlichen Veröffentlichungsblatt des Landkreises
bzw. der kreisfreien Stadt und außerdem in örtlichen Tageszei-
tungen, die in der Region verbreitet sind, in der sich die Verord-
nung voraussichtlich auswirken wird, bekanntgemacht werden.
In der Bekanntmachung sind die betroffenen Gemarkungen
und Flurstücke zu benennen. Eine Verkleinerung einer geeigne-
ten Karte mit den eingetragenen Grenzen der Schutzzonen ist
zur Orientierung mit abzudrucken. Es ist darauf hinzuweisen,
daß durch die Schutzbestimmungen der Verordnung  bestimm-
te Handlungen für verboten oder nur beschränkt zulässig er-
klärt werden sollen und daß die Eigentümer und Nutzungsbe-
rechtigten von Grundstücken zur Duldung bestimmter Maß-
nahmen und zur Vornahme bestimmter Handlungen verpflich-
tet werden sollen. Des weiteren ist darauf hinzuweisen, daß
vom Beginn der Auslegung bis zum Verhandlungstermin und in
der mündlichen Verhandlung selbst jedermann Einwendungen
und Anregungen schriftlich oder zur Niederschrift bei der unte-
ren Wasserbehörde vorbringen kann. 

Um Formfehlern bei der Formulierung des Textes der Bekannt-
machung vorzubeugen, soll der als Anlage 1 beigefügte Text
zugrunde gelegt werden. Der Bekanntmachungstext ist an die

Erfordernisse des jeweiligen Anhörungsverfahrens anzupassen.
Dazu sind die ausfüllungsbedürftigen Stellen (kursiv oder aus-
gepunktet gekennzeichnet) mit konkretem, auf den Einzelfall
bezogenen Inhalt zu füllen.

Die mündliche Verhandlung über die Einwendungen ist frühe-
stens vier Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist von der un-
teren Wasserbehörde durchzuführen. Der Verhandlungsleiter
hat das Vorhaben der Schutzgebietsfestsetzung zu erläutern. Er
hat darauf hinzuwirken, daß, auch unter Berücksichtigung des
Ergebnisses der Auslegung, unklare Bedenken und Anregungen
konkretisiert und Mißverständnisse ausgeräumt werden. Eine
Entscheidung über vorgebrachte Bedenken und Anregungen
darf innerhalb der mündlichen Verhandlung nicht getroffen
werden. Über die mündliche Verhandlung ist eine Niederschrift
zu fertigen. Die Niederschrift muß Angaben enthalten über 

- den Ort und Tag der mündlichen Verhandlung, 
- den Namen des Verhandlungsleiters sowie eine Teilneh-

merliste,
- den behandelten Verfahrensgegenstand und
- den wesentlichen Inhalt der vorgebrachten Bedenken

und Anregungen.

Die Niederschrift ist vom Verhandlungsleiter und vom Schrift-
führer zu unterzeichnen.

Die während der Auslegung eingegangenen und in der mündli-
chen Verhandlung vorgebrachten Bedenken und Anregungen
werden von der unteren Wasserbehörde im Zusammenwirken
mit dem Wasserwirtschaftsamt und der Schutzgebietskommis-
sion geprüft und abgewogen. Soweit es erforderlich erscheint,
um Mißverständnisse und Unklarheiten auszuräumen, soll die
untere Wasserbehörde entsprechende Rücksprachen führen. Im
Ergebnis der Abwägung wird der Entwurf der Verordnung von
der unteren Wasserbehörde überarbeitet.
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Der überarbeitete Entwurf der WSGV, das Ergebnis der An-
hörung mit den Einwendungen der Beteiligten und die Ent-
scheidungsvorschläge mit Begründung sowie Nachweise über
die Bekanntmachung und die Auslegung sind der obersten
Wasserbehörde zur Einleitung des Verordnungsgebungsverfah-
rens zu übergeben. Die Einzelheiten des Verordnungsgebungs-
verfahrens regelt die Gemeinsame Geschäftsordnung für die
Ministerien des Landes Brandenburg (GGO). Die WSGV tritt
am Tage nach ihrer Verkündung im Gesetz- und Verordnungs-
blatt für das Land Brandenburg, Teil II, in Kraft.

4.4 Aufhebung bestehender Wasserschutzgebiete

Auch zur Aufhebung eines Wasserschutzgebietes bedarf es
einer auf das konkrete Schutzgebiet bezogenen Rechtsverord-
nung. Dies gilt auch für Trinkwasservorbehaltsgebiete, da diese
ebenfalls als Wasserschutzgebiete im Sinne des § 19 WHG an-
zusehen sind (siehe auch Nummer 5). Ein Wasserschutzgebiet
kann aufgehoben werden, wenn eine oder mehrere der unter
Nummer 3 genannten grundlegenden Voraussetzungen wie
Wohl der Allgemeinheit, Schutzwürdigkeit oder Schutzfähig-
keit, die zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes geführt
haben, nicht (mehr) gegeben sind. Durch die untere Wasser-
behörde und das Wasserwirtschaftsamt ist unter Einbeziehung
der Schutzgebietskommission zu prüfen, ob das Wasserschutz-
gebiet auch langfristig für eventuell neu entstehenden Bedarf
nicht mehr in Betracht kommt und ob die durch andere Wasser-
schutzgebiete geschützten Grundwasservorräte in der Region
die Versorgungssicherheit langfristig gewährleisten. Keines-
falls sollten sanierbare Wasserschutzgebiete leichtfertig zugun-
sten dann notwendiger Neufestsetzungen aufgegeben werden. 

Das Ergebnis der Prüfung der Berechtigung des Aufhebungsbe-
gehrens mündet in einen Entscheidungsvorschlag mit Begrün-
dung, den die untere Wasserbehörde der obersten Wasserbehör-
de zur Einleitung des Verordnungsgebungsverfahrens vorlegt.
Der Entscheidungsvorschlag hat klare Aussagen darüber zu
enthalten, daß die untere Wasserbehörde mit dem Wasserwirt-
schaftsamt und  nach Anhörung der Schutzgebietskommission
alle Voraussetzungen geprüft hat und aus welchen Gründen die
Aufhebung befürwortet wird. Die Belange des Wasserversor-
gungspflichtigen müssen dabei in jedem Fall berücksichtigt
werden. Dem Entscheidungsvorschlag ist die Wasserschutzge-
bietsverordnung bzw. der Kreistagsbeschluß und die Stellung-
nahme des Wasserversorgungspflichtigen beizufügen. Auf die
Durchführung eines Anhörungsverfahrens im Sinne des § 15
Abs. 1 BbgWG kann nur dann verzichtet werden, wenn mit
Einwendungen nicht zu rechnen ist.

4.5 Zusammensetzung, Aufgaben und Arbeitsweise der
Schutzgebietskommissionen

Gemäß § 15 Abs. 3 BbgWG wird zur Beratung der Wasser-
behörde bei der Erarbeitung der wasserwirtschaftlichen Grund-
lagen einschließlich der Grenzziehung eines Wasserschutzge-
bietes sowie bei der Prüfung der Zulässigkeit von Nutzungen
im Schutzgebiet je Landkreis und kreisfreier Stadt eine Schutz-
gebietskommission gebildet. Die untere Wasserbehörde beruft
die Mitglieder der Schutzgebietskommission auf Vorschlag der

nachfolgend genannten Fachbehörden, soweit eine Neubeset-
zung erforderlich ist (§ 15 Abs. 4 BbgWG).

Die Zusammensetzung der Schutzgebietskommission wird
durch § 15 Abs. 4 BbgWG festgelegt. Neben einem Vertreter
der jeweils betroffenen Wasserversorgung gehören ihr je ein
Vertreter aus der Wasserwirtschaft, Hygiene und Gesundheit,
Geologie, Naturschutz, Landwirtschaft und Fischerei, Forst-
wirtschaft, Bauaufsicht, Raumplanung und Gewerbeaufsicht
an. Die Wasserwirtschaft soll durch das Wasserwirtschaftsamt
vertreten werden. Die Schutzgebietskommission organisiert
sich selbst und bestimmt den Vorsitzenden. Die untere Wasser-
behörde ist kein Mitglied. Sie kann jedoch jederzeit an den Sit-
zungen teilnehmen. 

Gemäß § 15 Abs. 5 BbgWG trifft die Wasserbehörde Entschei-
dungen aufgrund der Wasserschutzgebietsverordnung grund-
sätzlich erst nach Anhörung der Schutzgebietskommission. 
Die Beratung bei der Erarbeitung der wasserwirtschaftlichen
Grundlagen eines Wasserschutzgebietes sowie bei der fachli-
chen Prüfung der vorgesehenen Regelungen im Schutzgebiet
erfolgt durch die Schutzgebietskommission ausschließlich ge-
genüber der unteren Wasserbehörde. Die Beratung hat grund-
sätzlich in der Form schriftlicher Stellungnahmen  zu erfolgen.
Konnte in den Sitzungen kein Einvernehmen zwischen den ein-
zelnen Mitgliedern erreicht werden, so sind die Differenzen in
der Stellungnahme zu vermerken. 

Das Einbringen mündlicher oder schriftlicher Anträge oder An-
fragen Dritter zur Beratung in der Schutzgebietskommission
erfolgt nur über die untere Wasserbehörde. Der Vorsitzende der
Schutzgebietskommission kann Dritte zu den Sitzungen der
Schutzgebietskommission einladen. Das Vorbringen von For-
derungen durch die Mitglieder der Schutzzonenkommission
gegenüber Dritten ist unzulässig, da die Teilnahme Dritter an
der Sitzung ausschließlich der Ermittlung des Sachverhaltes
dient.

4.6 Länderübergreifende Wasserschutzgebiete

Soweit die Festsetzung oder Änderung eines Wasserschutzge-
bietes erforderlich ist, das über die Landesgrenzen hinaus-
reicht, nimmt zunächst die oberste Wasserbehörde des Landes
Brandenburg mit den zuständigen Behörden des benachbarten
Bundeslandes Kontakt auf. Die Festsetzung des Wasserschutz-
gebietes ist nur möglich, wenn die Grenzen des Schutzgebietes
einvernehmlich zwischen beiden Bundesländern vereinbart
und die Schutzgebiete den Erfordernissen entsprechend auf
beiden Seiten festgesetzt werden. Aufgrund der unterschiedli-
chen wasserrechtlichen Bestimmungen und des Behördenauf-
baues in den Bundesländern ist diese Verwaltungsvorschrift auf
den Sonderfall der länderübergreifenden Schutzgebiete nur be-
dingt anwendbar. Insbesondere hinsichtlich der Zuständigkei-
ten und Kostenübernahme müssen auf Länderebene Vereinba-
rungen, angepaßt an den jeweiligen Einzelfall, getroffen wer-
den. Zwischen unterer und oberster Wasserbehörde sowie dem
Wasserwirtschaftsamt ist ein intensives Zusammenwirken her-
beizuführen.



5. Gültigkeit bestehender Wasserschutzgebiete

An der Gültigkeit bestehender Wasserschutzgebiete, die im
Sinne des § 19 Abs. 1 Nr. 1 WHG im Interesse des Schutzes der
derzeit bestehenden oder künftigen (bei Vorbehaltsgebieten) öf-
fentlichen Wasserversorgung festgesetzt wurden, haben weder
der Einigungsvertrag noch das Inkrafttreten des WHG bzw. des
BbgWG etwas geändert. Zur Aufhebung vorgenannter Wasser-
schutzgebiete bedarf es einer auf das konkrete Wasserschutzge-
biet bezogenen Rechtsverordnung. 

Aus der Bestimmung in § 19 Abs. 1 Nr. 1 WHG folgt aber
auch, daß  Wasserschutzgebiete, die nicht im Interesse der öf-
fentlichen Wasserversorgung festgesetzt wurden, keine Be-
standskraft haben. Dazu zählen z. B. die Wasserschutzgebiete
für die Wassergewinnung von Lebensmittelbetrieben. In sol-
chen Fällen ist eine Aufhebung durch Rechtsverordnung der
Landesregierung zur Aufhebung des Schutzgebietsbeschlusses
entbehrlich. Anders verhält es sich, wenn aus solchen Wasser-
gewinnungsanlagen Trinkwasser in das öffentliche Netz abge-
geben wird oder noch nach dem Inkrafttreten des WHG in den
neuen Bundesländern abgegeben wurde. Hier bedarf es einer
Prüfung, inwieweit der Schutz der Wasserversorgung im Inter-
esse des Wohls der Allgemeinheit erforderlich ist. 

Die Bestimmung in § 16 Abs. 5 BbgWG, nach der die auf der
Grundlage des Wassergesetzes (WG) vom 2. Juli 1982 festge-
setzten und aufrechterhaltenen Trinkwasserschutzgebiete und
Vorbehaltsgebiete als Rechtsverordnung in der Fassung der 
3. Durchführungsverordnung (DVO) zum WG fortgelten, hat be-
schreibenden, jedoch keinen rechtsbegründenden Charakter. Es
sollte lediglich Rechtsklarheit dahingehend geschaffen werden,
daß diese Wasserschutzgebiete grundsätzlich als Rechtsverord-
nung anzusehen sind. Dabei ist aber auch zu beachten, daß Was-
serschutzgebiete, die zum Zeitpunkt ihrer Entstehung keine
Rechtskraft nach Maßgabe der damals gültigen Gesetze erlangt
haben, diese Rechtskraft nicht nachträglich durch ein Gesetz 
(z. B. BbgWG) entfalten können. Die Wasserschutzgebiete gel-
ten mit dem Inhalt, der aus dem konkreten Beschlußtext zu ent-
nehmen ist. Sofern der Beschlußtext bezüglich der Verbote
einen Verweis auf eine TGL enthält, so gelten die in dieser
TGL genannten Verbote, nicht aber die Verbote einer späteren
Neufassung oder die einer sie ablösenden TGL. Darüber hinaus
gelten in allen bestehenden Wasserschutzgebieten die Verbote
nach § 8 Abs. 1 bzw. in Vorbehaltsgebieten nach § 13 Abs. 1 der
3. DVO zum WG jeweils bis zum Erlaß einer neuen Rechtsver-
ordnung aufgrund des BbgWG. Des weiteren sind die Verbote
zu beachten, die sich aus anderen Rechtsvorschriften für Hand-
lungen in Wasserschutzgebieten ergeben, so z. B. aus der Ver-
ordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden
Stoffen (VAwS).

6. Anwendung der Muster-WSGV

Um einen ausreichenden Schutz mit den zu erlassenden Was-
serschutzgebietsverordnungen zu erreichen und um Formfeh-
lern insbesondere bei der Formulierung von Verboten und Be-
schränkungen zu begegnen, soll die als Anlage 3 beigefügte
„Musterverordnung für Wasserschutzgebiete in Brandenburg“
der Erarbeitung eines konkreten Verordnungsentwurfs zugrun-

662 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 29 vom 28. Juli 1998

de gelegt werden. Die Muster-WSGV ist an die Erfordernisse
des jeweiligen Wasserschutzgebietes anzupassen. Dazu sind die
ausfüllungsbedürftigen Stellen (meist kursiv, ausgepunktet
oder mit Schrägstrich gekennzeichnet) mit konkretem, auf den
Einzelfall bezogenen Inhalt zu füllen. Die Grundstruktur der
Muster-WSGV ist beizubehalten.

Grundsätzliche inhaltliche Änderungen sind, abgesehen von
der notwendigen Ausfüllung, bei den §§ 1 bis 3 sowie bei den
§§ 8 bis 13 in der Regel nicht erforderlich. Anders verhält es
sich bei den in den §§ 4 bis 7 aufgeführten Verboten. Hier ist
jedes einzelne Verbot, bezogen auf das konkrete Schutzgebiet,
nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu prüfen, d. h. es
muß gegebenenfalls gestrichen, verändert oder ergänzt werden
(Einzelheiten siehe Nummer 6.2).

6.1 Einteilung, Bemessung, Gebietsabgrenzung und Kenn-
zeichnung des Schutzgebietes

6.1.1 Einteilung und Bemessung des Wasserschutzgebietes 

Die Einteilung des Wasserschutzgebietes und die Bemessung
der Schutzzonen hat grundsätzlich gemäß Regelwerk des deut-
schen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) 
- „Richtlinien für Trinkwasserschutzgebiete“, Arbeitsblatt 
W 101 - Schutzgebiete für Grundwasser, in der jeweils gelten-
den Fassung, angepaßt an die konkreten Bedingungen des Ein-
zelfalles, zu erfolgen. 

6.1.2 Gebietsabgrenzung

Gemäß § 15 Abs. 2 BbgWG hat die Rechtsverordnung das
Wasserschutzgebiet und seine Schutzzonen zeichnerisch in
Karten zu bestimmen. Der Gesetzgeber läßt die Möglichkeit
offen, die Karten im Gesetz- und Verordnungsblatt abzu-
drucken. Da die erforderliche Schärfe und Genauigkeit der
Karten im Gesetz- und Verordnungsblatt im Regelfall nicht zu
erreichen ist, dient die dort abgedruckte Karte nur der Über-
sicht. Es ist deshalb wie folgt zu verfahren:

Das Wasserschutzgebiet und seine Schutzzonen sind im Text
der Verordnung zu beschreiben. Dazu sind die in den Schutzzo-
nen I und II liegenden Gemarkungen, Flure und Flurstücks-
nummern zu nennen. Der Verlauf der Grenzen der Schutzzonen
ist nachvollziehbar, klar und eindeutig und möglichst anhand
charakteristischer Geländemerkmale wie Wege, Straßen,
Bäche, Flüsse oder Bahnlinien oder anhand der begrenzenden
Gemarkungen und Flurstücke zu beschreiben. Eine Übersichts-
karte mit den eingetragenen Grenzen der Schutzzonen ist im
Gesetz- und Verordnungsblatt abzudrucken. Des weiteren ist in
der Verordnung darauf hinzuweisen, daß die unteren Wasser-
behörden sowie die Ämter und amtsfreien Gemeinden, deren
Gebiet betroffen ist, Ausfertigungen der Karten aufbewahren
und während der Dienststunden jedermann kostenlos Einsicht
gewähren. Dazu ist es erforderlich, daß

- der Aufbewahrungsort der Karten in der Verordnung so
genau bezeichnet ist, daß der Betroffene ihn ohne wei-
teres zur Einsichtnahme aufsuchen kann (sind viele Ge-
meinden betroffen, so sollen die Aufbewahrungsorte
nicht im entsprechenden Paragraphen der Verordnung,



sondern in einer Anlage zur Verordnung genannt wer-
den),

- der Aufbewahrungsort nach Raum und Zeit und ohne
unzumutbare Schwierigkeiten zugänglich ist, d. h. er
darf nicht ungebührlich weit abliegen oder nur zu be-
schwerlichen Zeiten geöffnet sein,

- die Aufbewahrung archivmäßig gesichert ist; die Ori-
ginalkarten dürfen also nicht zugleich als Arbeits-
grundlage dienen und dadurch unscharf (abgegriffen)
werden, und es darf nicht die Möglichkeit bestehen,
daß nachträgliche Veränderungen durch Unbefugte
vorgenommen werden,

- die Originalkarten einen Hinweis darauf enthalten, zu
welcher Wasserschutzgebiets-Verordnung (Fundstelle
im Gesetz- und Verordnungsblatt nennen) sie gehören.

Die Karten für die Schutzzonen I und II sind auf der Grundlage
von Auszügen aus dem Liegenschaftskataster zu erstellen. Für
die Erstellung der Karten für die Schutzzonen III A und III B
im Maßstab 1 : 10.000 bzw. 1 : 25.000 sind die digitalen topo-
graphischen Daten des Landesvermessungsamtes Brandenburg
zu verwenden. Bis zum Vorliegen landesdeckender digitaler
Daten im Maßstab 1 : 10.000 sind die Daten des amtlichen to-
pographisch-kartographischen Informationssystems (ATKIS)
zu verwenden. 

Nach Inkrafttreten der WSGV ist eine Veränderung der Karten
nur noch durch eine Änderungsverordnung der Landesregie-
rung möglich.

Die durch das gemäß Nummer 4.2.2 zu erstellende Fachgutach-
ten vorgegebenen theoretischen Grenzen der Schutzzonen müs-
sen an die örtlichen Gegebenheiten angepaßt werden. Dazu sind
möglichst markante Linien im Gelände wie Wege, Straßen,
Bäche, Flüsse oder Bahnstrecken zu nutzen. Soweit Fließgewäs-
ser die Grenze bilden, sollten sie bei hohem Uferfiltratanteil die
Schutzzone nicht nur mit einem Ufer begrenzen, sondern auch
in der Gesamtbreite Bestandteil der Schutzzone sein.

Wenn keine geeigneten topographischen Merkmale zur Verfü-
gung stehen, können Grundstücksgrenzen, aber auch geometri-
sche Hilfskonstruktionen, wie gedachte Verbindungslinien zwi-
schen topographischen Merkmalen oder entsprechende Entfer-
nungsangaben, zur Festlegung der Grenzen verwendet werden.
Geometrische Hilfskonstruktionen müssen im Text der Verord-
nung nachvollziehbar beschrieben werden. Sie müssen stets mit
tatsächlich vorhandenen, geeigneten  und möglichst beständigen
Geländemerkmalen oder mit Grundstücksgrenzen verknüpft
werden. Eine Kennzeichnung im Gelände kann besonders erfor-
derlich sein (vgl. Nummer 6.1.4). Die angepaßten Grenzen sol-
len außerhalb der durch das Gutachten vorgegebenen theoreti-
schen Grenzen verlaufen. Davon kann z. B. dann abgewichen
werden, wenn durch eine Zurücknahme der Grenzen ein erheb-
liches Konfliktpotential vermieden werden kann. Damit darf je-
doch kein unvertretbares Risiko für die Wassergewinnung ent-
stehen. Grundstücke sollen durch die Grenzziehung nicht geteilt
werden. Ausnahmen kommen bei sehr großen Grundstücken,
insbesondere in den Schutzzonen I und II, in Betracht. Die
tatsächliche Grenzziehung darf von den durch das Gutachten
vorgegebenen theoretischen Grenzen der Schutzzonen nicht un-
verhältnismäßig oder willkürlich abweichen. 

Die Karten sind unter Beachtung der DIN 2425, Teil 5 (Plan-
werke für die Versorgungswirtschaft, die Wasserwirtschaft und
für Fernleitungen; Karten und Pläne der Wasserwirtschaft) her-
zustellen.

Karten über bestehende bzw. neu festgesetzte Wasserschutzge-
biete sind durch das Wasserwirtschaftsamt der Gemeinsamen
Landesplanungsabteilung für die Eintragung in das Raumord-
nungskataster zu übergeben.

6.1.3 Dokumentation der Schutzgebiete als digitaler Daten-
bestand

Das Wasserwirtschaftsamt ist für die einheitliche digitale Do-
kumentation der Wasserschutzgebiete im Land Brandenburg
verantwortlich. Es koordiniert die Digitalisierung und veran-
laßt die Übergabe der digitalisierten Daten an das Landesver-
messungsamt. Zur Bearbeitung bzw. Aktualisierung der digita-
lisierten Geometrien der Trinkwasserschutzgebiete ist aus-
schließlich das Wasserwirtschaftsamt als Datenherr autorisiert.
Die Digitalisierung erfolgt nach der Digitalisiervorschrift des
Wasserwirtschaftsamtes. Als topographischer Hintergrund sind
die vom Landesvermessungsamt herausgegebenen Topographi-
en zu verwenden. 

6.1.4 Kennzeichnung des Schutzgebietes

In der Verordnung soll bestimmt werden, daß vom Begünstig-
ten im Sinne des § 16 Abs. 1 BbgWG auf Anordnung der unte-
ren Wasserbehörde die Schutzzone I gegen unbefugtes Betreten
zu sichern (z. B. durch Umzäunung) und das Wasserschutzge-
biet durch entsprechende Beschilderung ausreichend zu kenn-
zeichnen ist (vgl. § 2 Abs. 4 und 5 Muster-WSGV). Die untere
Wasserbehörde erläßt die entsprechenden Anordnungen nach
Inkrafttreten der Verordnung. Soweit sich die Fassungsanlagen
nicht bereits auf eingezäuntem Wasserwerksgelände befinden,
soll der Zaun auf der Grenze der Schutzzone I errichtet werden,
wenn die örtlichen Gegebenheiten dies zulassen. Zur Kenn-
zeichnung des Wasserschutzgebietes sollen die in Anlage 2 ab-
gedruckten Schilder 1 und 2 verwendet werden. Auf dem
Schild 2 können differenzierte Hinweise aufgenommen wer-
den. Durch die untere Wasserbehörde ist gegenüber den Ei-
gentümern und Nutzungsberechtigten von Grundstücken die
Duldung der durch den Träger der öffentlichen Wasserversor-
gung vorzunehmenden Einzäunung und Beschilderung anzu-
ordnen (vgl. § 10 Abs. 3 Muster-WSGV).

Soweit erforderlich, soll die untere Wasserbehörde anordnen,
daß der Begünstigte das Aufstellen der Zeichen 269 (Verbot für
Fahrzeuge mit wassergefährdender Ladung) bzw. 354 (es
mahnt Fahrzeugführer, die wassergefährdende Stoffe geladen
haben, sich besonders vorsichtig zu verhalten) der Straßenver-
kehrs-Ordnung - StVO - an den dafür in Betracht kommenden
Straßen und Wegen bei der zuständigen Straßenverkehrsbehör-
de zu beantragen hat (vgl. Anlage 2 und § 2 Abs. 6 Muster-
WSGV).

6.2 Schutzbestimmungen

Neben der räumlichen Ausweisung eines Wasserschutzgebietes
ist es erforderlich, entsprechend § 19 Abs. 2 Nr. 1 WHG in Ver-
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bindung mit § 15 Abs. 1 Nr. 1 BbgWG bestimmte Handlungen
für verboten oder nur beschränkt zulässig zu erklären (Schutz-
bestimmungen). Das DVGW-Arbeitsblatt W 101 enthält, nach
Schutzzonen gestaffelt, eine Auflistung von Gefährdungspo-
tentialen, denen mit Schutzbestimmungen begegnet werden
kann. Bei der Festsetzung von Schutzbestimmungen sind unter
Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse die Risiken für die
Wassergewinnung und die Interessen der Betroffenen gegen-
einander abzuwägen. Einerseits sollen schädliche Einwirkun-
gen auf das Wasserschutzgebiet abgewehrt werden. Anderer-
seits muß dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Rechnung
getragen werden, d. h. die Wasserschutzgebietsverordnung darf
die Betroffenen nicht mehr belasten, als unbedingt nötig ist
(Übermaßverbot). Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ver-
langt im einzelnen, daß die Schutzbestimmung zur Erreichung
des Zwecks sowohl geeignet als auch erforderlich ist, und daß
die mit der Schutzbestimmung verbundene Beeinträchtigung
für den Betroffenen in einem angemessenen Verhältnis zum
verfolgten Zweck  stehen muß. Es müssen alle drei vorgenann-
ten Kriterien erfüllt sein. Ein Maß für die Bewertung der Ver-
hältnismäßigkeit sind auch die durch die Schutzbestimmungen
eventuell ausgelösten Entschädigungs- und Ausgleichspflich-
ten und die damit für den Begünstigten entstehenden Kosten. 

Mit den in den §§ 3 bis 7 der Muster-WSGV vorgeschlagenen,
nach Schutzzonen gestaffelten Schutzbestimmungen soll im
wesentlichen den im DVGW-Arbeitsblatt W 101 aufgeführten
Gefährdungspotentialen  begegnet werden. Sie sind grundsätz-
lich als „Checkliste“ zu verstehen, wobei die Notwendigkeit
der einzelnen Verbote unter Beachtung der Umstände des kon-
kreten Einzelfalles (hydrogeologische Bedingungen, Besied-
lung, vorhandene Nutzungen, Altlasten etc.) und des Über-
maßverbotes zu prüfen ist. Eine Änderung, Streichung oder Er-
gänzung von Verboten wird immer erforderlich sein. Eine pau-
schale Übernahme der Schutzbestimmungen ließe die
grundsätzlich notwendige Abwägung vermissen und wäre al-
lein deswegen schon rechtsfehlerhaft.

Um einen Überblick zu geben, wie die Schutzbestimmungen in
den Schutzzonen III B, III A und II gestaffelt sind, wurde die
der Muster-WSGV als Anlage 4 beigefügte Tabelle erstellt. Auf
eine Darstellung der Schutzbestimmungen für die Schutzzone I
konnte verzichtet werden, weil hier ohnehin alle aufgeführten
Handlungen verboten sind. Auch bei den auf der Grundlage der
Muster-WSGV erlassenen Wasserschutzgebietsverordnungen
kann die Tabelle als Anlage beigefügt werden. Sie muß dann
aber an den jeweiligen Verordnungstext angepaßt werden.

6.3 Entschädigung

Die in der Muster-WSGV aufgeführten Bestimmungen halten
sich in der Regel im Rahmen zulässiger Inhalts- und Schran-
kenbestimmungen des Eigentums (Artikel 14 Abs. 1 Satz 2
GG), können allerdings für Eigentümer und Nutzungsberech-
tigte im Einzelfall auch enteignende Wirkung haben. Ein ent-
schädigungspflichtiger enteignungsgleicher Eingriff liegt dann
vor, wenn durch eine Anordnung aufgrund der Wasserschutzge-
bietsverordnung das Eigentum oder eine ähnliche Rechtspositi-
on des Betroffenen unmittelbar gestört oder im Kernbereich
aufgrund der Schwere und Tragweite des Eingriffes gemindert
wird. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn die Beseitigung geneh-

migter baulicher Anlagen gefordert oder der bereits genehmig-
te Betrieb von Anlagen verboten oder erheblich eingeschränkt
wird. Im übrigen ist die Abgrenzung von enteignungsgleichem
Eingriff und Sozialbindung immer einer Einzelfallprüfung zu
unterziehen, wobei u. a. zu untersuchen ist, ob dem Betroffenen
im Verhältnis zu anderen ein Sonderopfer oder eine schwere
unzumutbare Belastung auferlegt wird.

6.4 Ausgleich

Setzt eine Bestimmung in der Schutzgebietsverordnung erhöh-
te Anforderungen fest, die die ordnungsgemäße landwirtschaft-
liche, forstwirtschaftliche oder gartenbauliche Nutzung eines
Grundstücks beschränken oder mit zusätzlichen Kosten bela-
sten, so ist gemäß § 16 Abs. 3 BbgWG für die dadurch verur-
sachten wirtschaftlichen Nachteile eine angemessene Zahlung
zu leisten, soweit nicht eine Entschädigungspflicht besteht
(vgl. Nummer 6.3). Ausgleichspflichtiger ist der Begünstigte
(z. B. Wasserversorgungsunternehmen oder Verbände). Sind
mehrere begünstigt, haften sie als Gesamtschuldner. Steht kein
Begünstigter fest, ist das Land zum Ausgleich verpflichtet. In
sehr wenigen Fällen enthalten alte Wasserschutzgebietsbe-
schlüsse Regelungen über Entschädigungs- und Ausgleichslei-
stungen zugunsten landwirtschaftlicher Produktionsgenossen-
schaften. Zahlungspflichtig war der Rat des Kreises nach Zu-
stimmung des Rates des Bezirkes. Da diese staatlichen Organi-
sationseinheiten ohne Rechtsnachfolger mit der ehemaligen
DDR untergegangen sind, tritt für Ansprüche aus dem Zeitraum
vor dem Inkrafttreten des BbgWG mangels einer gesetzlichen
Bestimmung des Zahlungspflichtigen an ihre Stelle das Land
Brandenburg, vertreten durch das Ministerium für Umwelt, Na-
turschutz und Raumordnung als dafür zuständiges Ressort. 

Im Gegensatz zur Entschädigung, die in der Regel nur einmalig
zu leisten ist, kann die Ausgleichspflicht in jedem Jahr neu ent-
stehen. Entscheidend ist, ob die WSGV bzw. der Schutzge-
bietsbeschluß eine Bestimmung enthält, die die ordnungs-
gemäße landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder garten-
bauliche Nutzung eines Grundstücks beschränkt oder mit zu-
sätzlichen Kosten belastet. Die Beschränkung kann sich auch
aus einem in dem Schutzgebietsbeschluß enthaltenen Verweis
auf eine TGL oder andere Quelle ergeben (vgl. Nummer 5 zum
Inhalt der Schutzgebietsbeschlüsse). Als „ordnungsgemäß“ im
Sinne des § 16 Abs. 3 BbgWG ist jene Nutzung anzusehen, die
sowohl den Stand der agrar- und wasserwirtschaftlichen Er-
kenntnisse sowie die jeweiligen Standortverhältnisse
(Nitratauswaschungsgefährdung des Bodens, Grundwasserflur-
abstand, Niederschlagsverhältnisse), als auch die einschlägi-
gen, nicht schutzgebietsspezifischen gesetzlichen Bestimmun-
gen, wie z. B. Düngeverordnung oder Pflanzenschutzgesetz be-
achtet.

Die Betroffenen haben sich mit ihren Anträgen an den jeweils
Ausgleichspflichtigen zu wenden. Die Darlegungs- und Be-
weislast für die tatsächlichen Voraussetzungen des Anspruchs
obliegt dem Betroffenen, d. h. er muß dem Ausgleichspflichti-
gen die notwendigen Informationen geben, anhand derer ge-
prüft werden kann, ob und in welcher Höhe rechtlich ein Aus-
gleichsanspruch im Sinne des § 16 Abs. 3 BbgWG besteht. In-
sofern gelten die allgemeinen zivilrechtlichen Grundsätze der
Darlegungs- und Beweislast. Die Zuständigkeit der Wasser-
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behörde für die Entscheidung über die Entschädigung ergibt
sich aus § 123 BbgWG und die Zuständigkeit für die Entschei-
dungen bei Streitigkeiten über den Ausgleich aus § 16 Abs. 4
BbgWG. Geben sich die Beteiligten mit der Schlichtungsent-
scheidung nicht zufrieden, steht der Rechtsweg vor den ordent-
lichen Gerichten direkt offen (vgl. § 19 Abs. 4 WHG).

7. Kooperationsvereinbarungen

Da die bestehenden Schutzgebietsbeschlüsse hinsichtlich der
land-, forst- und gartenbaulichen Nutzung vielfach nur unzurei-
chende Schutzbestimmungen enthalten, aber das Verfahren der
auch aus diesen Gründen notwendigen Neufestsetzung der
Wasserschutzgebiete noch viele Jahre in Anspruch nehmen
wird, ist neben dem ordnungsrechtlichen Instrumentarium der
Wasserschutzgebietsverordnungen die Bildung von freiwilli-
gen privatrechtlichen Kooperationen zwischen dem Träger der
öffentlichen Wasserversorgung und den im Wasserschutzgebiet
wirtschaftenden Landwirten („Kooperationspartner“) als sinn-
voller und anzustrebender Lösungsansatz zur Realisierung
einer grundwasserschonenden Landbewirtschaftung zu emp-
fehlen. Inhalt der Kooperationen sollen Vereinbarungen dar-
über sein, welche über den Schutzgebietsbeschluß hinausge-

hende Beschränkungen der im Sinne der Rechtsvorschriften
„ordnungsgemäßen“ Landwirtschaft im Schutzgebiet notwen-
dig sind und in welcher Höhe ein Ausgleich für die dadurch
verursachten wirtschaftlichen Nachteile im Einzelfall zu ge-
währen ist. Die Kooperationsvereinbarungen erfordern eine in-
tensive Beratung der Landwirte sowie regelmäßige Untersu-
chungen von Boden und Grundwasser. Eine Begleitung der Ko-
operationen durch die landwirtschaftlichen und wasserwirt-
schaftlichen Fachbehörden sowie durch Sachverständige ist un-
erläßlich.

Soll ein Wasserschutzgebiet, für das bereits eine Kooperations-
vereinbarung besteht, durch Rechtsverordnung neu festgesetzt
werden, so sind bei der Festsetzung der Nutzungsbeschränkun-
gen und Verbote die Festlegungen der Kooperationsvereinba-
rung bezüglich der Bewirtschaftungsmaßnahmen im erforderli-
chen Umfang zu berücksichtigen, wenn diese sich in der Praxis
bewährt haben. Unbeschadet der Bestimmungen der Schutzge-
bietsverordnung kann die Kooperationsvereinbarung im Sinne
einer weiteren Differenzierung der Bewirtschaftungsmaßnah-
men flankierend weitergeführt werden. Im Zweifelsfalle gelten
immer die Bestimmungen der Schutzgebietsverordnung.
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Anhörungsverfahren zum geplanten 
Wasserschutzgebiet ... (Name entsprechend 

Verordnungsentwurf)

Bekanntmachung der Unteren Wasserbehörde
des Landkreises/der kreisfreien Stadt ... vom ...

Es ist beabsichtigt, zum Schutz des Grundwassers im

Einzugsgebiet des Wasserwerkes ......... (Bezeichnung

des Wasserwerkes und des Begünstigten im Sinne des

§ 16 Abs. 1 BbgWG) ein Wasserschutzgebiet festzuset-

zen.

Das geplante Wasserschutzgebiet liegt in den Gemein-

den .... (Bezeichnung der Gemeinden bzw. Städte)

Von der Unterschutzstellung sind folgende Gemarkun-

gen ganz oder teilweise betroffen:

(Name der Gemarkung) (Flur Nr. ...)

(Name der Gemarkung) (Flur Nr. ...)

(Name der Gemarkung) (Flur Nr. ...)

Durch die Schutzbestimmungen der Verordnung sollen

bestimmte Handlungen für verboten oder nur be-

schränkt zulässig erklärt und die Eigentümer und Nut-

zungsberechtigten von Grundstücken zur Duldung be-

stimmter Maßnahmen und zur Vornahme bestimmter

Handlungen verpflichtet werden. 

Die hier abgebildete Karte dient lediglich der Übersicht.

Der Entwurf der Verordnung und die dazu gehörenden

genauen Karten werden 

vom (Tag, Monat, Jahr)

bis einschließlich (Tag, Monat, Jahr)

bei den Umweltämtern der folgenden Landkreise, kreis-

freien Städte und bei den folgenden Ämtern und Stadt-

verwaltungen während der Dienststunden zu jeder-

manns Einsicht öffentlich ausgelegt:

Umweltamt des Landkreises/der kreisfreien Stadt 
.......................
.......................
.......................
.....

Stadtverwaltung(en)

Ämter

(jeweils PLZ, Ort der Auslegung, Straße, Hausnr.)

Am ..., um ... Uhr, findet (Ort) eine öffentliche mündliche

Verhandlung über das Anhörungsergebnis statt.

Vom (Beginn der Auslegung; Tag, 

Monat, Jahr) 

bis einschließlich (Anhörungstermin; Tag, Monat, 

Jahr) 

und in der mündlichen Verhandlung kann jedermann

Einwendungen und Anregungen schriftlich oder zur Nie-

derschrift bei der unteren Wasserbehörde (Dienstsitz,

postalische Anschrift) vorbringen. Die vorgebrachten

Bedenken und Anregungen sollen den Namen und die

genaue Anschrift der Person enthalten. Bedenken und

Anregungen, die sich auf Grundstücke beziehen,  sollen

Gemarkung, Flur und Flurstück der betroffenen Fläche

enthalten.

Übersichtskarte: (Verkleinerung einer geeigneten Karte

mit den eingetragenen Grenzen der Schutzzonen)
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Anlage 2 zur VV WSG

TRINKWASSER-
SCHUTZGEBIET



Anlage 3 zur VV WSG

Musterverordnung für Wasserschutzgebiete 
im Land Brandenburg

Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutz-
gebietes für ... (Bezeichnung des Wasserwerkes)

(Wasserschutzgebietsverordnung -
WSGV ... (Bezeichnung des Wasserwerkes))

Vom ... (Tag/Monat/Jahr)

Auf Grund des § 19 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 des Wasserhaus-
haltsgesetzes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
12. November 1996 (BGBl. I S. 1695) in Verbindung mit § 15
Abs. 1 des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG) vom
13. Juli 1994 (GVBl. I S. 302), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 22. Dezember 1997 (GVBl. I S. 168) (Zitat der jeweils
geltenden Fassungen der Gesetze), verordnet die Landesregie-
rung: 

§ 1
Allgemeines

(1) Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung wird zum
Schutz des Grundwassers im Einzugsgebiet ... (Bezeichnung
des Wasserwerkes) das in § 2 näher umschriebene Wasser-
schutzgebiet festgesetzt. Begünstigter im Sinne des § 16 Abs. 1
BbgWG ist ... (Bezeichnung desjenigen, dessen Fassungen
durch die WSGV geschützt werden). Für dieses Gebiet werden
die Schutzbestimmungen nach den §§ 3 bis 7 erlassen.

(2) Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in den Fassungsbe-
reich (Zone I), die engere Schutzzone (Zone II) und in die wei-
tere Schutzzone (Zone III). Die Zone III unterteilt sich in die
Zone III A und die Zone III B. (Unterteilung in III A und III B
nur bei Bedarf)

§ 2
Räumlicher Geltungsbereich

(1) Die Grenzen der Zonen I, II, III A und III B (sofern in III A
und III B unterteilt) sind in der Anlage 1 zu dieser Verordnung
beschrieben.

(2) Die Grenzen des Wasserschutzgebietes und der einzelnen
Zonen sind in der Übersichtskarte in der Anlage 2 zu dieser
Verordnung dargestellt. Für die genaue Grenzziehung sind die
Karten maßgebend, die gemäß § 15 Abs. 2 BbgWG bei der un-
teren Wasserbehörde des Landkreises/der kreisfreien Stadt ...
(vgl. Nummer 6.1.2 VV WSG) und den Ämtern/Gemeinden ...
hinterlegt sind und dort während der Dienststunden von jeder-
mann kostenlos eingesehen werden können.

(3) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im
Wasserschutzgebiet gelegenen Grundstücke berühren die fest-
gesetzten Grenzen der Zonen nicht.

(4) Die Zone I ist vom Begünstigten auf Anordnung der unteren

Wasserbehörde gegen unbefugtes Betreten, z. B. durch eine
Umzäunung, zu sichern. 

(5) Das Wasserschutzgebiet ist vom Begünstigten auf Anord-
nung der unteren Wasserbehörde durch eine entsprechende Be-
schilderung ausreichend zu kennzeichnen.

(6) Die untere Wasserbehörde kann anordnen, daß der Begün-
stigte das Aufstellen der Verbotszeichen 269 bzw. Richtzei-
chen 354 der Straßenverkehrs-Ordnung - StVO - an den dafür
in Betracht kommenden Straßen und Wegen bei der zuständi-
gen Straßenverkehrsbehörde zu beantragen hat.

§ 3
Schutzbestimmungen

Die Schutzbestimmungen für die Zone III B gelten auch für die
Zone III A, die Zone II und die Zone I. Die Schutzbestimmun-
gen für die Zone III A  gelten auch für Zone II und die Zone I.
Die Schutzbestimmungen für die Zone II gelten auch für die
Zone I. Die allgemeinen Vorschriften zum Schutz der Gewässer
bleiben unberührt.

§ 4
Schutz der Zone III B

In der weiteren Schutzzone III B sind verboten 
(Anwendung der Verbote vgl. Nummer 6.2 VV WSG!)

1. das Düngen mit Gülle, Jauche, Festmist, Silagesickersaft
und sonstigen organischen und mineralischen Stickstoff-
düngern, ausgenommen Pflanzenkompost,

a) wenn die Stickstoffdüngung nicht in zeit- und bedarfs-
gerechten Gaben erfolgt,

b) auf abgeernteten Flächen ohne unmittelbar folgenden
Zwischen- oder Hauptfruchtanbau,

c) auf Dauergrünland und auf Ackerland vom 15. Novem-
ber bis 15. Januar,

d) auf allen übrigen Flächen einschließlich Brachland,
e) auf gefrorenen oder schneebedeckten Böden,

2. das Lagern und Ausbringen von Fäkalschlamm und Klär-
schlamm,

3. das Errichten oder Erweitern von Dungstätten, ausgenom-
men mit dichtem Jauchebehälter in monolithischer Bau-
weise, der, sofern sein Fassungsvermögen 25 m3 übersteigt,
eine Leckerkennung zuläßt,

4. das Errichten oder Erweitern von Anlagen zum Abfüllen
von Gülle, ausgenommen Behälter, die eine Leckerken-
nung zulassen und mit Sammeleinrichtungen ausgerüstet
sind, deren Dichtheit vor Inbetriebnahme nachgewiesen
und wiederkehrend alle fünf Jahre überprüft wird,

5. die Lagerung von organischem und mineralischem Stick-
stoffdünger auf unbefestigtem Untergrund, ausgenommen
Lagerung mit Abdeckung und auf dichtem Boden,
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6. das Errichten oder Erweitern von ortsfesten Anlagen zur
Gärfutterzubereitung, ausgenommen Anlagen mit dichtem
abgedeckten Silosickersaft-Auffangbehälter in monolithi-
scher Bauweise, wenn dieser eine Leckerkennung zuläßt,
und ausgenommen Anlagen mit Ableitung in Jauche- oder
Güllebehälter, wenn die Dichtheit der Leitungen vor Inbe-
triebnahme nachgewiesen und wiederkehrend alle fünf
Jahre überprüft wird,

7. die Gärfutterzubereitung in ortsveränderlichen Anlagen,
ausgenommen Ballensilage im Wickelverfahren,

8. das Errichten oder Betreiben von Stallungen für Tierbe-
stände, wenn die ordnungsgemäße Entsorgung nicht ge-
währleistet ist oder dadurch im Wasserschutzgebiet je Hek-
tar eine Flächenbelastung von 1,4 Dungeinheiten entspre-
chend Anlage 3 Nr. 1 überschritten wird,

9. die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, sofern keine
schlagbezogenen Aufzeichnungen über den Einsatz vorge-
nommen werden,

10. die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln aus Luftfahr-
zeugen oder zur Bodenentseuchung sowie in einem Ab-
stand von weniger als 10 m zu oberirdischen Gewässern,

11. die Beregnung landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutz-
ter Flächen, wenn die Beregnungshöhe 15 mm pro Tag bzw.
45 mm pro Woche überschreitet,

12. die Umwidmung von Dauergrünland entsprechend Anla-
ge 3 Nr. 3,

13. offener Ackerboden entsprechend Anlage 3 Nr. 4,

14. Veränderungen und Aufschlüsse der Erdoberfläche, selbst
wenn Grundwasser nicht aufgedeckt wird, insbesondere
Fischteiche, Kies-, Sand- und Tongruben, Steinbrüche,
Übertagebergbaue und Torfstiche, sowie Wiederverfüllung
von Erdaufschlüssen, wenn die Schutzfunktion der Deck-
schichten hierdurch wesentlich gemindert wird,

15. das Errichten oder Erweitern von Anlagen zur Gewinnung
von Erdwärme, ausgenommen Anlagen mit Sekundärkreis-
lauf, in denen als Wärmeträger Stoffe der Wassergefähr-
dungsklasse 0 (WGK 0) verwendet werden,

16. Rohrleitungsanlagen für wassergefährdende Stoffe im
Sinne des § 19 a Abs. 1 WHG,

17. die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen im Sinne
des § 19 g Abs. 5 WHG in unterirdischen Hohlräumen,

18. das Behandeln, Lagern oder Ablagern von Abfall und berg-
baulichen Rückständen, ausgenommen die vorübergehende
Lagerung in dichten Behältern und die Kompostierung aus
dem Haushalt stammender Abfälle zur Verwertung im eige-
nen Hausgarten,

19. das Errichten oder Erweitern von Anlagen zum Lagern, Ab-
füllen, Umschlagen, Herstellen, Behandeln und Verwenden

radioaktiven Materials, ausgenommen für medizinische
Anwendung und Meß-, Prüf- und Regeltechnik,

20. das Errichten oder Erweitern von Anlagen zum Lagern, Ab-
füllen, Umschlagen, Herstellen, Behandeln und Verwenden
nicht oder nur schwer abbaubarer wassergefährdender Stof-
fe wie Raffinerien, Metallhütten, chemische Fabriken oder
Chemikalienlager,

21. das Errichten oder Erweitern von Wärmekraftwerken, so-
fern sie nicht wärmegeführt betrieben werden, 

22. das Errichten oder Erweitern von Abwasserbehandlungsan-
lagen, ausgenommen Sanierung bestehender Abwasserbe-
handlungsanlagen im Sinne des Gewässerschutzes,

23. das Errichten oder Erweitern von Trockenaborten, ausge-
nommen Anlagen mit dichtem Behälter,

24. das Ausbringen von Abwasser,

25. das Versickern oder Versenken von Abwasser,  ausgenom-
men unbelastetes Kühlwasser und das oberflächige Ver-
sickern des auf vorhandenen Straßen und Wegen anfallen-
den Niederschlagswassers sowie nicht schädlich verunrei-
nigtes Niederschlagswasser,

26. das Errichten oder Erweitern von Straßen, Wegen und 
sonstigen Verkehrsflächen, sofern nicht die Richtlinien für
die Anlage von Straßen in Wassergewinnungsgebieten 
(RiStWag) in der jeweils geltenden Fassung beachtet wer-
den; ansonsten verboten wie in § 6 Nr. 24,

27. das Errichten oder Erweitern von Rangier- und Güterbahn-
höfen,

28. das Verwenden wassergefährdender, auslaug- oder aus-
waschbarer Materialien (z. B. Schlacke, Bauschutt, Teer,
Imprägniermittel o. ä.) zum Straßen-, Wege-, Eisenbahn-
und Wasserbau, 

29. das Einrichten oder Erweitern von öffentlichen Freibädern
und Zeltplätzen sowie Camping aller Art, ausgenommen
Einrichtungen mit ordnungsgemäßer Abwasserentsorgung,

30. das Errichten oder Erweitern von Sportanlagen, ausgenom-
men Anlagen mit ordnungsgemäßer Abwasserentsorgung,

31. das Errichten oder Erweitern von Tontaubenschießanlagen
und Golfanlagen,

32. das Errichten oder Erweitern von Flugplätzen, einschließ-
lich Sicherheitsflächen, Notabwurfplätzen, militärischen
Anlagen und Übungsplätzen,

33. das Durchführen von militärischen Übungen, ausgenom-
men das Durchfahren auf klassifizierten Straßen,

34. Bergbau einschließlich Erdöl- und Erdgasgewinnung,

35. das Durchführen von Sprengungen, sofern das Grundwas-
ser angeschnitten wird.
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§ 5
Schutz der Zone III A

In der weiteren Schutzzone III A sind verboten

1. das Errichten oder Erweitern von Anlagen zum Abfüllen
von Gülle, ausgenommen Hochbehälter, die eine Leck-
erkennung zulassen oder mit Sammeleinrichtungen ausge-
rüstet sind oder deren Dichtheit vor Inbetriebnahme nach-
gewiesen und wiederkehrend alle fünf Jahre überprüft wird,

2. die Freilandtierhaltung entsprechend Anlage 3 Nr. 2, wenn
die Ernährung der Tiere nicht im wesentlichen aus der ge-
nutzten Weidefläche erfolgt,

3. das Errichten oder Erweitern von Gartenbaubetrieben oder
Kleingartenanlagen, ausgenommen Gartenbaubetriebe, die
im Rahmen der kontrollierten integrierten Produktion tätig
sind bzw. in geschlossenen Systemen produzieren, 

4. die Neuanlage oder Erweiterung von Baumschulen, forstli-
chen Pflanzgärten, Weinbau, Hopfenanbau, Gemüse-,
Obst- und Zierpflanzenanbau, ausgenommen im Rahmen
der kontrollierten integrierten Produktion und im ökologi-
schen Anbau, Streuobst-, Gemüse- sowie Zierpflanzenan-
bau unter Glas in geschlossenen Systemen und Container-
produktion von Baumschulprodukten auf versiegelten
Flächen,

5. Veränderungen und Aufschlüsse der Erdoberfläche, selbst
wenn Grundwasser nicht aufgedeckt wird, insbesondere
Fischteiche, Kies-, Sand- und Tongruben, Steinbrüche,
Übertagebergbaue und Torfstiche, sowie Wiederverfüllung
von Erdaufschlüssen, ausgenommen Bodenbearbeitung im
Rahmen der ordnungsgemäßen land- und forstwirtschaftli-
chen Nutzung sowie Verlegung von Ver- und Entsorgungs-
leitungen und Baugruben,

6. das Errichten oder Erweitern von Anlagen zum Lagern, Ab-
füllen, Umschlagen, Herstellen, Behandeln oder Verwen-
den von wassergefährdenden Stoffen im Sinne des 
§ 19 g WHG, ausgenommen Anlagen der Gefährdungsstu-
fe A und B und oberirdische Anlagen der Gefährdungsstu-
fe C gemäß § 6 Abs. 3 der Verordnung über Anlagen zum
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbe-
triebe (VAwS) vom 19. Oktober 1995 (GVBl. II S. 634),
wenn diese Anlagen doppelwandig ausgeführt und mit
einem Leckanzeigegerät oder mit einem Auffangraum aus-
gerüstet sind, der das maximal in der Anlage vorhandene
Volumen wassergefährdender Stoffe aufnehmen kann,

7. das Errichten oder Erweitern von Regen- und Mischwas-
serentlastungsbauwerken,

8. das Errichten oder Erweitern von Anlagen zum Durchleiten
oder Ableiten von Abwasser, ausgenommen RiStWaG-An-
lagen und Entwässerungsanlagen, deren Dichtheit vor In-
betriebnahme durch Druckprobe nachgewiesen und wie-
derkehrend alle fünf Jahre durch geeignete Verfahren über-
prüft wird,

9. das Einleiten von Schmutzwasser in Oberflächengewässer,
sofern das Gewässer anschließend die Zone II durchfließt,

10. das Errichten oder Erweitern von Eisenbahnanlagen,

11. das Abhalten von Märkten, Volksfesten und Großveranstal-
tungen außerhalb der dafür vorgesehenen Anlagen,

12. das Durchführen von Motorsportveranstaltungen,

13. das Errichten oder Erweitern von Friedhöfen,

14. die Ausweisung neuer Baugebiete im Rahmen der Bauleit-
planung.

§ 6
Schutz der Zone II

In der engeren Schutzzone sind verboten

1. das Düngen mit Gülle, Jauche oder Festmist und sonstigen
organischen Düngern sowie die Anwendung von Sila-
gesickersaft,

2. das Errichten oder Erweitern von befestigten Dungstätten,

3. das Errichten oder Erweitern von Anlagen zum Lagern und
Abfüllen von Gülle,

4. die Lagerung von organischem und mineralischem Stick-
stoffdünger,

5. das Errichten oder Erweitern von ortsfesten Anlagen zur
Gärfutterbereitung,

6. die Freilandtierhaltung im Sinne von Anlage 3 Nr. 2,

7. die Beweidung,

8. die Beregnung landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutz-
ter Flächen,

9. die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln,

10. die Errichtung oder Erweiterung landwirtschaftlicher Drä-
nagen,

11. das Errichten, Erweitern oder Erneuern von Anlagen zur
Eigenwasserversorgung,

12. die Errichtung oder Erweiterung von Anlagen zur Gewin-
nung von Erdwärme,

13. das Lagern, Abfüllen und Umschlagen wassergefährdender
Stoffe im Sinne des § 19 g Abs. 5 WHG, eingeschlossen
Pflanzenschutzmittel, 

14. der Transport wassergefährdender Stoffe in Tankbehältern
oder Gebinden,  ausgenommen Gefährdungsstufe A gemäß
§ 6 Abs. 3 VAwS,
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15. das Behandeln, Lagern oder Ablagern von Abfall im Sinne
der Abfallgesetze und bergbaulicher Rückstände, 

16. das Errichten oder Erweitern von Anlagen zum Lagern, Ab-
füllen, Umschlagen, Herstellen, Behandeln oder Verwen-
den wassergefährdender Stoffe im Sinne des § 19 g WHG,

17. der Transport radioaktiver Materialien,

18. das Errichten oder Erweitern von Anlagen zum Lagern, Ab-
füllen, Umschlagen, Herstellen, Behandeln und Verwenden
radioaktiven Materials,

19. das Errichten von Transformatoren und Stromleitungen mit
flüssigen wassergefährdenden Kühl- und Isoliermitteln,

20. das Errichten oder Erweitern von Trockenaborten,

21. Versickerung oder Versenkung von Abwasser, ausgenom-
men das großflächige Versickern von  nicht schädlich ver-
unreinigtem Niederschlagswasser von Dachflächen sowie
das Versickern des auf vorhandenen Straßen und Wegen an-
fallenden Niederschlagswassers,

22. das Errichten oder Erweitern von Anlagen zum Durchleiten
oder Ableiten von Abwasser, ausgenommen RiStWaG-An-
lagen und Anlagen, die zur Entsorgung vorhandener Anwe-
sen dienen und wenn die Entwässerungsanlagen den in 
§ 5 Nr. 8 genannten Anforderungen genügen,

23. das Einleiten von Schmutzwasser in Oberflächengewässer,

24. das Errichten oder Erweitern von Straßen, Bahnlinien,
Wegen und sonstigen Verkehrsflächen, ausgenommen
Wege mit großflächigem Versickern nicht schädlich verun-
reinigten Niederschlagswassers,

25. das Einrichten oder Erweitern von öffentlichen Freibädern
und Zeltplätzen sowie Camping aller Art,

26. das Errichten oder Erweitern von Sportanlagen,

27. das Abhalten bzw. Durchführen von Sportveranstaltungen,
Märkten, Volksfesten und Großveranstaltungen,

28. das Errichten oder Erweitern von Baustelleneinrichtungen
und Baustofflagern,

29. das Durchführen von Sprengungen,

30. das Durchführen von Bohrungen, ausgenommen Maßnah-
men zur Abwehr von Gefahren für das Grundwasser unter
Beachtung der Sicherheitsvorkehrungen zum Grundwas-
serschutz,

31. das Errichten oder Erweitern von baulichen Anlagen, aus-
genommen Veränderungen in Gebäuden.

§ 7
Schutz der Zone I

Im Fassungsbereich sind verboten

1. das Betreten und Befahren,

2. land-, forst- und gartenbauliche Nutzung,

3. Veränderungen und Aufschlüsse der Erdoberfläche.

§ 8
Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung

Die Verbote des § 4 Nr. 25, des § 5 Nr. 5 und 6, des § 6 
Nr. 21, 22, 28, 30 und 31 sowie des § 7 Nr. 1 und 3 gelten nicht
für Handlungen zur öffentlichen Wasserversorgung, die durch
diese Verordnung geschützt ist.

§ 9
Befreiungen

(1) Die untere Wasserbehörde kann auf Antrag von den Verbo-
ten der §§ 4, 5, 6 und 7 Befreiung erteilen, wenn

1. das Wohl der Allgemeinheit die Befreiung vom Verbot er-
fordert oder

2. das Verbot im Einzelfall zu einer offenbar unbeabsichtigten
Härte führen würde und das Gemeinwohl sowie Belange
des Gewässerschutzes im Sinne dieser Verordnung der Be-
freiung vom Verbot nicht entgegenstehen.

(2) Die Befreiung ist widerruflich; sie kann mit Bedingungen
und Auflagen verbunden werden und bedarf der Schriftform.

(3) Im Falle des Widerrufs kann die untere Wasserbehörde vom
Grundstückseigentümer verlangen, daß der frühere Zustand
wiederhergestellt wird, sofern es das Wohl der Allgemeinheit,
insbesondere der Schutz der Wasserversorgung, erfordert.

§ 10
Duldungspflichten

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grund-
stücken im Wasserschutzgebiet haben die wasserbehördliche
Überwachung des Wasserschutzgebietes, insbesondere hin-
sichtlich der Befolgung der Vorschriften dieser Verordnung und
der nach ihr getroffenen Anordnungen, sowie das Beobachten
der Gewässer und des Bodens gemäß §§ 19 Abs. 2 Nr. 2, 21
WHG und § 15 Abs. 1 und § 115 BbgWG zu dulden.

(2) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grund-
stücken innerhalb des Schutzgebietes haben die Beseitigung
oder Änderung von Einrichtungen, die im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Verordnung bestehen und deren Bestand, Er-
richtung, Erweiterung oder Betrieb unter die Verbote des § 3
fallen, auf Anordnung der unteren Wasserbehörde zu dulden,
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sofern sie nicht schon nach anderen Vorschriften verpflichtet
sind, die Einrichtung zu beseitigen oder zu ändern.

(3) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grund-
stücken im Wasserschutzgebiet sind darüber hinaus auf Anord-
nung der unteren Wasserbehörde verpflichtet,

1. das Errichten, Betreiben und Unterhalten von Einrichtun-
gen zur Sicherung der Zone I gegen unbefugtes Betreten,

2. das Aufstellen, das Unterhalten oder das Beseitigen von
Hinweis-, Warn-, Gebots- und Verbotszeichen,

3. das Betreten der Grundstücke durch Bedienstete der zu-
ständigen Behörden zum Beobachten, Messen und Unter-
suchen des Grundwassers und zur Entnahme von Boden
und Vegetationsproben,

4. das Anlegen und Betreiben von Grundwasserbeobach-
tungsbrunnen,

zu dulden.

(4) Die Anordnung gemäß den Absätzen 2 und 3 erfolgt durch
schriftlichen Bescheid gegenüber den betroffenen Eigentümern
oder Nutzungsberechtigten. Soweit bergrechtliche Belange
berührt sind, ergeht die Entscheidung im Benehmen mit dem
zuständigen Bergamt. 

§ 11
Entschädigung und Ausgleich

Entschädigung und Ausgleich sind nach Maßgabe des § 16
Abs. 2, 3 und 4 BbgWG zu leisten.

§12
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 41 Abs. 2 Nr. 2 WHG und
§ 145 Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe b BbgWG handelt, wer vorsätz-
lich oder fahrlässig eine nach §§ 3, 4, 5, 6 und 7 verbotene
Handlung ohne eine Befreiung gemäß § 9 vornimmt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
100.000 DM geahndet werden.

§ 13
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Potsdam, den ...

Der Ministerpräsident

Manfred Stolpe

Der Minister für Umwelt, 
Naturschutz und Raumordnung

Matthias Platzeck
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Anlage 1 zu § 2 der WSGV ... (Bezeichnung des Wasserwerkes) - Abgrenzung der Schutzzonen

1. Fassungsbereich (Zone I)

Die Grenze der Zone I verläuft als Kreis mit einem Radius von 10 m um den Brunnenstandort als Mittelpunkt. Soweit bei Brun-
nengalerien der Abstand der Kreise untereinander weniger als 5 m beträgt, wird die Grenze der Zone I aus den an ihren Schnitt-
punkten miteinander verbundenen gemeinsamen Tangenten zweier jeweils nebeneinander liegender Kreise gebildet, die durch die
außen liegenden Halbkreise zu einem geschlossenen Linienzug verbunden werden.

In der Zone I liegen folgende Grundstücke bzw. Teile von folgenden Grundstücken: 

Gemarkung Flur Flurstück
 . . . . . . . . . .  . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

2. Engere Schutzzone (Zone II)

In der Zone II liegen folgende Grundstücke bzw. Teile von folgenden Grundstücken: 

Gemarkung Flur Flurstück
 . . . . . . . . . .  . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Die Grenze der Zone II verläuft ...

3. Weitere Schutzzone (Zone III A)

Die Grenze der Zone III A verläuft ...

4. Weitere Schutzzone (Zone III B)

Die Grenze der Zone III B verläuft ...

(Der Verlauf der Grenzen der Schutzzonen ist nachvollziehbar, klar und eindeutig und möglichst anhand charakteristischer Gelän-
demerkmale wie Wege, Straßen, Bäche, Flüsse oder Bahnlinien oder anhand der begrenzenden Gemarkungen und Flurstücke zu be-
schreiben.)
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Anlage 2 der WSGV ... (Bezeichnung des Wasserwerkes) - Übersichtskarte

(Übersichtskarte mit den eingetragenen Grenzen der Schutzzonen - vgl. Nummer 6.1.2 VV WSG)

Anlage 2a der WSGV ... (Bezeichnung des Wasserwerkes) - Aufbewahrungsorte der für die genaue Grenzziehung maßgebenden
Karten

(Sind viele Gemeinden von der Verordnung betroffen, so sollen die Aufbewahrungsorte nicht in § 2 Abs. 2 der Verordnung, sondern in
einer Anlage (2a) der Verordnung genau bezeichnet werden - vgl. Nummer 6.1.2 VV WSG.)

Anlage 3 der WSGV ... (Bezeichnung des Wasserwerkes)
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Tierart Dungeinheiten 
(DE) pro Tier

Milchkuh, über 2 Jahre 1,0

Mutterkühe und
Fleischrinder über 2 Jahre 0,5

Rinder, 1 bis 2 Jahre 0,7

Jungvieh bis 1 Jahr 0,3

Kälber bis 3 Monate 0,11

Zuchtsau mit Nachzucht 0,33

Schweine > 20 kg 0,14

Legehennen 0,01

Junghennen 0,005

Masthähnchen 0,0033

Mastenten, 7 Wochen 0,0066

sonstiges Mastgeflügel, 
Mastputen 0,01

Begriffsbestimmungen

1. Eine Dungeinheit entspricht 80 kg Stickstoff pro Jahr. Für
die verschiedenen Tierarten sind die in nebenstehender Ta-
belle aufgeführten Umrechnungsfaktoren anzuwenden:

2. „Freilandtierhaltung“ liegt vor, wenn sich die Tiere über längere Zeiträume (ganzjährig oder saisonal) ganztägig im Freien aufhal-
ten.

3. Unter den Begriff „Dauergrünland“ fallen Grünlandflächen, die nach ihren Standortbedingungen nur für Grünlandnutzung geeig-
net sind, sowie alle Flächen, auf denen seit mindestens fünf Jahren ununterbrochen und nicht im Rahmen einer Fruchtfolge Grün-
landnutzung besteht.

4. „Offener Ackerboden“ ist gepflügter Ackerboden ohne Einsaat einer nachfolgenden Zwischen- oder Hauptfrucht, soweit dies
fruchtfolge- oder witterungsbedingt nicht ausgeschlossen ist.
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Anlage 4 der WSGV ... (Bezeichnung des Wasserwerkes)
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Ergänzung und Änderung der Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendungen 
an die Landkreise und kreisfreien Städte

im Land Brandenburg 
für die Förderung von ambulanten sozialen 
und gesundheitsfürsorgerischen Diensten

ab 1. April 1995

Bekanntmachung des Ministeriums für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit und Frauen

51-4016.2 
Vom 2. Juli 1998

Die Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen an die
Landkreise und kreisfreien Städte im Land Brandenburg für die
Förderung von ambulanten sozialen und gesundheitsfürsorgeri-
schen Diensten ab 1. April 1995 vom 5. Juli 1995 (ABI.
S. 682), zuletzt geändert durch Richtlinie vom 5. September
1997 (ABI. S. 845), wird im Einvernehmen mit dem Ministeri-
um der Finanzen und dem Ministerium des Innern wie folgt
geändert:

1. Satz 2 der Nummer 2.3 wird wie folgt neu gefaßt:

„Ausgenommen sind Maßnahmen nach §§ 272 ff. in Ver-
bindung mit § 415 SGB III, die eine Förderung nach der
‘Richtlinie des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit und Frauen über die Gewährung von Zuwendungen für
Maßnahmen nach § 249 h  Arbeitsförderungsgesetz (AFG)
im Bereich der Jugendhilfe, der sozialen Dienste, der freien
Kulturarbeit und des Breitensports’ in der jeweils geltenden
Fassung erhalten.”

2. Nach Nummer 4.4 wird folgende neue Nummer 4.5 einge-
fügt:

„Die Förderung des Landes wird unter der Auflage ge-
währt, daß mindestens 75 v. H. der für die Förderung der
ambulanten sozialen und gesundheitsfürsorgerischen Dien-
ste eingesetzten Landesmittel zur Finanzierung von dauer-
haft bestehenden Arbeitsverhältnissen eingesetzt werden.”

3. Nummer 5.4 wird wie folgt neu gefaßt:

„Höhe der Zuwendung:  umfaßt für das Haushaltsjahr 1998
bis zu 33 % des notwendigen Gesamtfinanzbedarfs der
Kommune für Zwecke gemäß 2.1 dieser Richtlinie, maxi-
mal jedoch Alten-/Behindertenquote (Anteil der über
64jährigen und der Behinderten unter 65 Jahren im Land-
kreis/ in der kreisfreien Stadt an der Gesamtzahl dieses Per-
sonenkreises im Land Brandenburg) multipliziert mit dem
Gesamtlandesbedarf.”

4. Nummer 6.4 wird wie folgt neu gefaßt:

„Die Prüfung der Verwendungsnachweise und der Jahres-
rechnungen erfolgt durch den Kreis/die kreisfreie Stadt.

Im Fall der Zuwendungsweitergaben gemäß Nummer 3 die-
ser Richtlinie haben die Letztempfänger gegenüber dem

Zwischenempfänger grundsätzlich einen ausführlichen
Verwendungsnachweis mit Originalbelegen zu erbringen.

Der Zuwendungsempfänger legt dem Landesamt für Sozia-
les und Versorgung bis zum 31. März des auf die Förderung
folgenden Jahres einen einfachen Verwendungsnachweis
vor.

Bestandteile des Verwendungsnachweises haben der zah-
lenmäßige Nachweis der zuwendungsfähigen Kosten nach
dem Muster der Anlage 3* und der Sachbericht zu sein. Der
Sachbericht soll insbesondere darüber Auskunft geben, ob
und inwieweit die Diskrepanz im SOLL-IST-Vergleich
überwunden wurde und was in den Folgejahren für erfor-
derlich gehalten wird, um die Situation weiter zu verbes-
sern. Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie für den Nachweis, die Prüfung und Ver-
wendung der gewährten Zuwendung gelten die unter 1.1
aufgeführten Vorschriften, soweit nicht in der Richtlinie
Abweichungen zugelassen sind.”

5. In der Überschrift der Nummer 7 wird das Wort “Inkrafttre-
ten” durch das Wort “Geltungsdauer” ersetzt.

6. In Nummer 7 werden im Satz 1 nach den Worten “in Kraft”
folgende Worte angefügt: 

„und mit Wirkung vom 31. Dezember 1998 außer Kraft”.

7. Diese Änderungen treten mit Wirkung vom 1. Januar 1998
in Kraft.

Benennung ehrenamtlicher Richterinnen und Rich-
ter aus Kreisen der öffentlichen Arbeitgeber für die

Sozialgerichte des Landes Brandenburg

Erlaß des Ministeriums für Arbeit, Soziales,
Gesundheit und Frauen 

Vom 7. Juli 1998

Auf Grund des § 16 Abs. 4 Nr. 3 Sozialgerichtsgesetz in der
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 1975
(BGBl. I S. 2535) wird für den Bereich der meiner Aufsicht un-
terstehenden Behörden, Einrichtungen, Anstalten und Körper-
schaften des öffentlichen Rechts im Land Brandenburg folgen-
des angeordnet:

1. Bei Vorschlägen für die Berufung von Beamtinnen und Be-
amten sowie Angestellten des Landes zu ehrenamtlichen
Richterinnen und Richtern aus Kreisen der Arbeitgeber an
den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit sollen Beamtinnen
und Beamte des höheren oder gehobenen Dienstes sowie
vergleichbare Angestellte benannt werden, die in ihrer
dienstlichen Eigenschaft Arbeitgeberfunktionen bzw. lei-
tende Funktionen ausüben. Dazu gehören insbesondere
Behörden-/Dienststellenleiter und deren Vertreter sowie die
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Abteilungs- oder Amtsleiter. Daneben können auch Beam-
tinnen oder Beamte und Angestellte des gehobenen Dien-
stes, die als Sachbearbeiter in Personalangelegenheiten für
Arbeitnehmer oder auf den Gebieten des Arbeits-, Tarif-
und Sozialrechts tätig sind, benannt werden, sofern diese
über besondere Fachkenntnisse und Erfahrungen verfügen
und aufgrund ihrer Persönlichkeit zur Vertretung ihrer
Behörde/Dienststelle geeignet sind.

2. Auf die persönlichen Voraussetzungen nach §§ 16, 17, 35
des Sozialgerichtsgesetzes zur Berufung als ehrenamtliche
Richterinnen und Richter weise ich hin.
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